
D er Klimawandel per se ist
ungerecht. Seine größten
Verursacher sind die reichs-

ten Profiteure der fossilen Ener-
gien, und sie haben am wenigsten
mit seinen Folgen zu kämpfen. Die
größten Klimaschäden treffen
jene, deren Treibhausgasemissio-
nen am allerniedrigsten sind.
Hinzu kommt, dass die Emissionen
dort zu Buche schlagen, wo produ-
ziert wird, nicht dort, wo konsu-
miert und verbraucht wird. Kritik
daran kommt nicht nur von Wissen-
schaftlern, sozialen oder politi-
schen Aktivisten: Auch dem Papst
ist es ein Dorn im Auge, dass die
Ärmsten der Welt die Folgen eines
Energieverbrauchs tragen müssen,
den die wohlhabenden Industrie-
länder zu verantworten haben und
nicht zu ändern bereit sind.

Wir werden nicht einfach in an-
derer Energieform weitermachen
können wie bisher. So bequem die
Vorstellung sein mag, dass sich
nichts ändert, wir werden nicht

einfach Energiesparbirnen statt
Glühlampen verwenden, Teslas
statt Benzinern oder Dieselmoto-
ren fahren und in Energiesparhäu-
sern leben – wir werden uns radi-
kal umstellen und sehr viel Ener-
gie sparen müssen. Eine Verkehrs-
wende, so sehr das die Verfechter
der Einzelmobilität schmerzen
mag, wird nicht ohne Carsharing
und ÖPNV auskommen.

Alles hat seinen Preis, davon
bin ich überzeugt: Eine Verhaltens-
änderung der reichen wie der ar-
men Menschen wird ohne wirt-
schaftlichen Anreiz nicht gelin-
gen. Es ist keine kleine Verände-
rung, die auf uns zukommt, son-
dern eine radikale Umwälzung un-
serer Arbeits-, Wirtschafts- und
Lebenswelten und unseres Kon-
sums – mit Verzicht allein werden
wir das nicht bewältigen können.

Wenn wir es wollen, wird es ein
Gewinn für alle sein. Damit das ge-
lingt, brauchen wir keine trägen
politischen Prozesse und keine Ab-

lenkungsmanöver der fossilen In-
dustrie. Wir brauchen politische
Unabhängigkeit von den Interes-
sen einer rückwärtsgewandten In-
dustrie und technologische und
wirtschaftliche Innovationen für

die neue Energiewelt. Ob in den
USA oder in Afrika, Indien, China
oder Deutschland: Die erneuerba-
ren Energien und der Klimaschutz
sorgen überall auf der Welt für Bil-
dung und Wohlstand.

Die Energiewende entschärft
geopolitische Konflikte, verhin-
dert Kriege um Ressourcen und
ermöglicht medizinische Versor-
gung. Die Energiewende bietet
Menschen, die sonst mangels Per-

spektive aus ihrer Heimat flüchten
müssten, eine Zukunft und eine
Existenzgrundlage. Die Energie-
wende sorgt dafür, dass Strom be-
zahlbar wird, Kinder einen Schul-
abschluss und Frauen eine Ausbil-

dung machen können. Kurz: Die
Energiewende ist die wichtigste
Antwort auf die in aller Welt
schwelenden Konflikte, den Ter-
ror, die Angst und die Armut.

Wir werden weitere Finanzkri-
sen, Konflikte und Kriege in der
Welt erleben, wir werden erschüt-
tert sein und unsere Timelines
und Tagesordnungen werden da-
rum kreisen. Wir werden so lange
davon vereinnahmt sein, bis die
Krise überstanden und der Krieg
zu Ende ist. Die Energiekrise hin-
gegen und der Klimawandel wer-
den kein Ende finden, sie werden
uns immer beschäftigen – die
Frage ist, in welchem Ausmaß sie
unser aller Lebensumgebung be-
einflussen werden und wie groß
die Ströme an Klimaflüchtlingen
sein werden, die uns erreichen,
weil ihr Lebensraum durch die glo-
bale Erwärmung unwiederbring-
lich zerstört ist.

Es wäre fatal, den Ausgang des
Friedensprojekts Energiewende

von den Interessen der fossilen
Energiewelt abhängig zu machen.
Es wäre fatal, den Kampf um die
wirtschaftlichen Vorteile einer
dem Untergang geweihten Indus-
trie in einen Krieg um mangelnde
Ressourcen und energiepolitische
Abhängigkeiten münden zu lassen.

In die Energiewende zu investie-
ren heißt auch, in globale Gerech-
tigkeit zu investieren. Anders als
viele befürchten, werden Grund-
rechte nicht weniger, wenn alle sie
teilen. Das Einzige, was weniger
werden könnte, sind die Privile-
gien Einzelner.

— Die Autorin ist Wirtschaftswis-
senschaftlerin und Leiterin der Ab-
teilung Energie, Verkehr und Um-
welt am Deutschen Institut für Wirt-
schaftsforschung (DIW). Der Text
ist ein Auszug aus ihrem Buch „Das
fossile Imperium schlägt zurück?
Warum wir die Energiewende jetzt
verteidigen müssen“ (Verlag Mur-
mann), das am 20. April erscheint.

Die Energiewende ist ein Friedensprojekt

Das Ja der Türken beim Referendum
am Sonntag war international ein
kontroverses diskutiertes Thema.
Ein kleiner Überblick:

Die konservative tschechische Zei-
tung „Lidove noviny“ schreibt: „Die
Tatsache, dass die Türken ein Präsi-
dialsystem gewählt haben, stellt
die Welt nicht auf den Kopf. Das
interessanteste Detail versteckt
sich woanders: Die größten Bastio-
nen des Präsidenten Recep Tayyip
Erdogan sind neben den ländlichen
Regionen die türkischen Wähler in
Deutschland, Dänemark, Belgien
und Österreich. Die Vorstellung,
dass aus seit Generationen in der
EU lebenden Türken neue deut-
sche Weltbürger werden, ist ge-
scheitert.“

Die italienische Tageszeitung „La
Repubblica“ betont: „Das unerwar-
tete Ergebnis von Sonntag hat uns

gezeigt, dass dieses große Land re-
sistent ist gegen die Verrückthei-
ten seines Anführers.“

In der spanischen Zeitung „La
Vanguardia“heißt es: „Dieses Ergeb-
nis hatte wohl niemand gewollt.
Nicht einmal Erdogan. Das äußerst
knappe Ergebnis und vor allem die
Zweifel an der Rechtmäßigkeit der
Auszählung tragen nicht dazu bei,
seine Autorität zu stärken. (...) Ein
großes Paradox in der modernen
Türkei ist, dass Erdogan, der sich
selbst oft als allmächtiger Herr-
scher darstellt, sich bedroht fühlt.
Und das Ergebnis des Referendums
wird dazu beitragen, dieses Gefühl
noch zu verstärken.“

Die bulgarische Zeitung „Trud“
blickt voraus: „Nach dem Referen-
dum erwachte die Türkei gespal-
ten in zwei Teilen, zwischen denen
es eine tiefe Kluft gibt. Es handelt
sich um einen Unterschied bei der

Zivilisationsansicht, wie sich der
Staat entwickeln soll. Die Span-
nung wird wachsen.“

Außenpolitische Konsequenzen
sieht die russische Zeitung „Wedo-
mosti“: „Auf der Suche nach Unter-
stützung seiner traditionellen An-
hänger wird Erdogan eine populis-
tischere Politik machen und die
Schrauben anziehen. Dies erhöht
das Risiko unvorhersehbarer
Schritte vor allem im Syrien-Kon-
flikt, wo die Zusammenarbeit mit
Russland erneut einer Konfronta-
tion weichen könnte.“

In Belgien kommentierte die Zei-
tung „DeMorgen“: „Präsident Erdo-
gan sagt goldene Zeiten für die Tür-
kei ab 2023 voraus, dem 100. Jah-
restag der türkischen Republik.
Doch wenn er dieses Imperium auf
den wirtschaftlichen Pfeilern auf-
bauen will, denen die Türkei in
den vergangenen zwei Jahrzehnten

das Wachstum ihres Wohlstands
verdankte, kann er sich eine wei-
tere Entfremdung vom Westen
nicht leisten.“

Die „Neue Zürcher Zeitung“ aus
der Schweiz fasst zusammen: „Den
Jahrhunderttest, islamische Nor-
men und rechtsstaatliche, demo-
kratische Regeln zu vereinbaren,
haben der türkische Präsident und
seine AKP nicht bestanden.“

Im britischen „Guardian“ heißt
es: „Mit der Umsetzung dieser Re-
formen wird die Türkei fast in ein
Sultanat verwandelt. Für Europa
und für die westlichen Verbünde-
ten der Türkei in der Nato dürfte
diese Transformation bedeutende
Folgen haben. Die ohnehin schon
angespannten Beziehungen wer-
den sich weiter verschlechtern.
Und das zu einer Zeit, da die Ko-
operation der Türkei in der Flücht-
lingsfrage besonders wichtig ist.“

T errorbomben und Giftgasat-
tacken – der grausame Alltag
in Syrien begleitete den Start

des neuen Geschäftsführers der
Uno-Flüchtlingshilfe in Deutsch-
land. „Der Hilfebedarf ist enorm“,
sagt Peter Ruhenstroth-Bauer: „Elf
Millionen Menschen sind in Syrien
auf medizinische Hilfe angewie-
sen.“ Der deutsche Partner des
Flüchtlingshilfswerks der UN hat
2016fast20MillionenEurofürNot-
hilfe gegeben, vor allem für Flücht-
linge im Nahen Osten. Der Jurist,
den man derzeit häufig am Gendar-
menmarkt bei den „Pulse of Eu-
rope“-Demos trifft, engagiert sich
seit Langem in zivilgesellschaftli-
chen Institutionen. Er unterstützt
etwa den Verein „Gesicht zeigen“,
der für Toleranz und gegen Rechts-
extremismus mobilisiert.

Der 1956 geborene Bonner ar-
beitete zunächst als Hörfunkjour-
nalist in der früheren Hauptstadt,
später wurde der Vertraute von Os-
kar Lafontaine Bevollmächtigter
des Saarlands beim Bund. In der
rot-grünen Bundesregierung lei-
tete er ab 1998 stellvertretend das
Bundespresseamt, bis 2005 war er
dann Staatssekretär im Bundesfa-
milienministerium. Für Ministerin
Renate Schmidt konzipierte er eine
Neuausrichtung der Familienförde-
rung, die stärker auf Bedürfnisse
berufstätiger Frauen achtet – wo-
von Schmidts Nachfolgerin Ursula
von der Leyen (CDU) profitierte.

Anschließend engagierte er sich
als Vorsitzender des Familienbei-
ratsdesBerlinerSenatsfüreinebes-
sere Vereinbarkeit von Familie und
BerufsowiefürdieAnliegenvonSe-
nioren in der alternden Gesell-
schaft. Neben diesem ehrenamtli-
chen Job arbeitete der gut vernetzte
Jurist, der seit dem Regierungsum-
zug nach Berlin zwischen seiner
Wohnung am Kollwitzplatz und
Bad Godesberg pendelt, als Kom-
munikations- und Politikberater.

Im Herbst 2015 kämpfte der Va-
ter von vier erwachsenen Söhnen
als SPD-Spitzenkandidat für das
Amt des Bonner Oberbürgermeis-
ters auf verlorenem Posten. Gegen
die Wechselstimmung, eine Reak-
tion auf die Unzufriedenheit mit
dem langjährigen SPD-Amtsinha-
ber, kam er nicht an. Im Wahlkampf
hatte er beim sensiblem Thema der
Ministeriumsverteilung gefordert,
dass sich Bonn „neu aufstellen“ und
die Politik der „diskreten Umzugs-
wagen“ nach Berlin enden müsse.
Er wollte das Profil Bonns als Wis-
senschafts- und UN-Standort und
mit neuen Bundesoberbehörden
stärken. Aus seinem Büro in Bonn
schaut er nun direkt auf die Zweig-
stelle des Bundesinnenministeri-
ums, wo nach dem Bezug des Neu-
baus in Berlin nur noch 200 Mitar-
beiter sitzen.  Gerd Nowakowski

D ie britische Premierministerin strebt am 8. Juni ein Plebis-
zit an. Sie will ein eigenes Mandat für ihren Weg zum
Brexit. Sie will eine stabile, starke und belastbare Mehr-

heit für „Theresa May und die Konservativen“ – diese Reihen-
folge hat sie am Dienstag in ihrer Erklärung gewählt. Das ist mu-
tig, aber auch riskant. Sie will das Land hinter sich einen, das
aber ein Jahr nach dem knappen Votum gegen die EU vielleicht
noch gar nicht geeint werden möchte. Eine vorgezogene Wahl
schon jetzt ist da möglicherweise weniger berechenbar, als die
Umfragedaten mit dem hohen Vorsprung der Tories aktuell her-
geben. Zudem hatte man bisher nicht den Eindruck, dass May
mit der eigenen Partei, der Opposition oder den EU-Partnern
massive Schwierigkeiten hätte. Nun aber könnten Wähler arg-
wöhnen, dass das der Fall ist. Zudem riskiert sie, dass die Begren-
zung der Zuwanderung – ähnlich wie beim Referendum – zum
Mittelpunkt des Wahlkampfes wird und neue Gräben aufreißt.
Eines immerhin ist mit der Neuwahl klar: Es wird während der
entscheidenden Verhandlungen mit der EU keine weitere Wahl
geben. Das kann der Sache nur dienen.  afk

— Seiten 1 und 5

D er Konflikt um Nordkoreas Atomraketenprogramm bleibt
brandgefährlich. Doch neben den martialischen Drohge-
bärden scheint es einen Rest an Verständigung und Ratio-

nalität zu geben. Viele Experten hatten einen weiteren Atomtest
zum Geburtstag des Machtantritts der Kims erwartet. Er blieb
aus nach der Warnung der USA, dies wäre für sie ein Kriegs-
grund. Nordkorea beließ es beim Raketentest, und der ging auch
noch schief. Über den Grund kann man nur spekulieren. War es
Cybersabotage der USA? Suchte Kim Jong-un einen Mittelweg,
indem er durch den Test sein Gesicht wahrte, aber zugleich einen
Anlass zur Eskalation vermied? Unübersehbar ist, dass Präsident
Trump, auch wenn er vielen in Europa als unberechenbar und
gefährlich gilt, in Diplomatie investiert. Er möchte den Konflikt
ohne Krieg entschärfen. Vizepräsident Mike Pence bezieht die
Verbündeten in der Region ein: Südkorea, Japan, Australien. Es
ist der dritte hohe Besuch binnen Kurzem nach Verteidigungsmi-
nister James Mattis und Außenminister Rex Tillerson. Eine ra-
sche Lösung ist unrealistisch. China wird als Vermittler benötigt.
Aber die Zeichen stehen auf Verhandlung, nicht auf Krieg.  cvm

— Seite 1

Von Verrücktheiten und Jahrhunderttests
Wie Zeitungen aus dem Ausland das Referendum in der Türkei kommentieren
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